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Erasmus+: Neuausrichtung der europäischen  
Förderpolitik in Bildung, Ausbildung, Jugend und Sport
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Am 1. Januar 2014 begann das europäische Programm für Bildung und Aus-

bildung, Jugend und Sport unter dem Namen Erasmus+. Das Programm bie-

tet – aus deutscher Sicht – viel Potenzial für die Bildungspraxis. Um dieses 

zu nutzen, gilt es, sich mit der neuen Programmatik und den veränderten 

Handlungsoptionen vertraut zu machen. Der Beitrag skizziert den bildungs-

politischen Rahmen, das gesellschaftspolitische Umfeld und die Rolle des 

Programms in der Strategie der Europäischen Union. Dabei stehen die für die 

berufliche Bildung relevanten Aspekte im Mittelpunkt. 

Ein Blick zurück: Die wirtschaftliche und gesell-
schaftliche Krise verändert die EU

Als sich die EU im Jahr 2000 die ehrgeizigen Lissabon-Zie-
le setzte, u.a. »der leistungsfähigste wissensbasierte Wirt-
schaftsraum der Welt zu werden«, war die Wirtschafts- und 
Finanzkrise nicht absehbar. Noch im Jahr 2005 bestätigte 
der Europäische Rat diese Ziele.
Heute wissen wir, dass die Lissabon-Ziele im Wesentlichen 
gescheitert sind (vgl. Tab. 1) und die Finanz- und Wirt-
schaftskrise Europa nachhaltig verändert hat. Mitglied-
staaten stehen am Rande des Staatsbankrotts, die Arbeits-
losigkeit ist auf Rekordniveau angestiegen, vor allem die 
Jugendarbeitslosigkeit liegt EU-weit bei 25 Prozent. Euro-
pa hat hieraus Konsequenzen gezogen, Erasmus+ ist ein 
Resultat dieser Veränderungen. 
Im März 2010 legte die Europäische Kommission ein Stra-
tegiepapier »Europa 2020, eine Strategie für intelligentes, 
nachhaltiges und integratives Wachstum« vor (vgl. EU- 
Kommission-2010b), das im Dezember 2010 vom Euro-
päischen Rat bestätigt wurde.
Politisch wurde die Lissabon-Strategie somit von der Eu-
ropa 2020-Strategie abgelöst. Sie beinhaltet klare und 
realistischere Ziele, die mit Benchmarks und Indikato-
ren unterlegt sind. Bemerkenswert ist, dass viele der In-
dikatoren aus dem Bildungsbereich kommen. Die bil-
dungspolitischen Themen reichen von der Förderung der 
frühkindlichen Bildung über die Absenkung der Zahl der 
Schulabbrecher/-innen bis hin zu neuen Ausbildungskon-
zepten zur Verringerung der Jugendarbeitslosigkeit. Bil-
dung und auch Forschung erhalten damit einen größeren 
Stellenwert in der europäischen Zusammenarbeit.
Förderpolitisch nahm die Europäische Kommission seit 
2010 eine systematische Neuausrichtung aller EU-Pro-

gramme und Förderinstrumente in Angriff. Aus Sicht der 
Europäischen Kommission war die Lissabon-Strategie
nicht eng genug an andere EU-Instrumente bzw. -Strate- 
gien wie den Stabilitäts- und Wachstumspakt, die Strategie 
für nachhaltige Entwicklung oder die Sozialagenda gekop-
pelt, sodass einige der Strategien nicht gegenseitig ver-
stärkend, sondern isoliert voneinander umgesetzt wurden 
(vgl. EU-Kommission-2010a, S. 5). Im Zentrum der neuen 
Strategie »Europa 2020« stehen daher drei Zielsetzungen:
1. Ausrichtung aller Politiken einschließlich der verfügba-

ren EU-Instrumente und -Programme auf die wichtigs-
ten strategischen Zielsetzungen,

2. systematische Begleitung der nationalen Politiken im 
Hinblick auf die Umsetzung der europäisch vereinbar-
ten Zielsetzungen,

3. Zusammenführung bisher zersplitterter Programme,
die aber ähnliche Zielsetzungen verfolgen oder ver-
gleichbare Instrumente anwenden.

Unter dem massiven finanziellen Druck nahmen der Euro-
päische Rat und das Europäische Parlament mit der mittel-
fristigen Finanzplanung bis 2020 eine Reduktion des Per-
sonals der Europäischen Kommission um fünf Prozent vor. 

 

 

Tabelle 1 

Lissabon-Ziele und Wirklichkeit
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Auswirkungen auf die europäische Bildungs- 
zusammenarbeit

Die Veränderung dieser gesamteuropäischen Rahmenbe-
dingungen prägte die Neugestaltung der EU-Bildungspro-
gramme. Die o.g. Zersplitterung von Programmen im Hin-
blick auf eine Vielzahl von Zielsetzungen und zu geringer 
Abstimmung betraf aus Sicht der Europäischen Kommis- 
sion auch den Bildungs- und Jugendbereich. Bis zum Jahr 
2013 waren die nunmehr in Erasmus+ zusammengeführ-
ten Bereiche in mehrere Einzelprogramme aufgeteilt. Die 
wichtigsten waren das Programm für lebenslanges Lernen 
(PLL), das Programm Jugend in Aktion, Erasmus Mundus 
sowie eine Reihe bilateraler Programme. Allein das PLL 
zählte über 50 Einzelaktionen, für die teilweise unter-
schiedliche administrative Regelwerke galten.
Bis Ende des Jahres 2010 bestand bei allen bildungspoli-
tischen Akteuren die Überzeugung, dass das PLL sich in 
seiner Grundstruktur bewährt habe und das Nachfolgepro-
gramm lediglich Schwachstellen und historisch entstande-
ne Ungereimtheiten beseitigen müsse. Ein grundlegender 
Reformbedarf wurde nicht festgestellt (vgl. Fahle 2010). 
Die von der Europäischen Kommission europaweit durch-
geführte öffentliche Konsultation kam zu einem ähnlichen 
Ergebnis (vgl. EU-Kommission 2011).
Die nunmehr erfolgte Veränderung der strategischen
Ausrichtung der EU-Politik geht einher mit veränderten 
Steuerungs- und Beteiligungsformen. Augenfällig ist die 
abnehmende Bedeutung des politischen Konsens’ im Vor-
bereitungs- und Entscheidungsprozess. Die Vorschläge für 
Erasmus+ wurden lanciert, obwohl eine Vielzahl von Mit-
gliedstaaten u.a. Deutschland und das Europäische Parla-
ment – im Vorfeld – massive Vorbehalte formulierten. Die 
Ergebnisse der zuvor erfolgten öffentlichen Konsultation 
stellten keine Grundlage für eine so umgreifende Neuaus-
richtung der Programme dar. Anstelle einer Fortschreibung 
setzte die Kommission auf eine völlige Neuausrichtung 
und Zusammenfassung der bisherigen EU-Förderprogram-
me (vgl. Kasten). 
Angesichts einer Laufzeit von sieben Jahren (2014–2020) 
bestand Einigkeit, dass die Ziele von Erasmus+ nicht zu 
eng gefasst werden dürfen, um genügend Gestaltungs-
und Anpassungsmöglichkeiten während der Laufzeit zu 
haben. Die Offenheit des Programms für neue bildungs-
politische Entwicklungen führt dazu, dass bildungspoliti-
sche Weichenstellungen nunmehr zum Teil innerhalb des 
Programms ohne Beteiligung von EU-Rat und -Parlament 
erfolgen können. 
Der für das Programm eingerichtete Ausschuss begleitet 
ein wesentlich umfassenderes und größeres Dachpro-
gramm als die Einzelprogramme zuvor. Die Regelungs-
und Mitwirkungstiefe des Programmausschusses nimmt 
dabei ab, der innerstaatliche Koordinierungs- und Abstim-
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mungsaufwand zwangsläufig zu. Die Zusammenfassung 
mehrerer Programme unter einem Dach stellt für die Eu-
ropäische Kommission eine Vereinfachung dar, für die Mit-
gliedstaaten hat sie jedoch den gegenteiligen Effekt. Die 
Sozialpartner sind im europäischen Programmausschuss 
trotz deutlicher Proteste seit 2014 nicht mehr mit beraten-
der Stimme vertreten. In der Umsetzung des Programms 
nimmt die Europäische Kommission somit eine stärkere 
Rolle ein als bisher.

Gestaltung und Umsetzung von Erasmus+

Laut Programmleitfaden soll Erasmus+ »zum einen den 
Programmländern helfen, die Potenziale des europäischen 
Human-und Sozialkapitals wirksam zu nutzen, und zum 
anderen durch die Unterstützung von Aktivitäten zum 
formalen, nichtformalen und informellen Lernen in allen 
Bereichen der allgemeinen und beruflichen Bildung und 
im Jugendbereich dem Grundsatz des lebenslangen Ler-
nens Rechnung tragen. Außerdem erhöht das Programm 
die Chancen für den Ausbau der Zusammenarbeit mit 
Partnerländern und für verstärkte Mobilität, insbesondere 
im Hochschul- und im Jugendbereich« (EU-Kommission 
2013a, S. 9).
Augenfälligste Veränderung von Erasmus+ gegenüber den 
Vorläuferprogrammen ist die höhere finanzielle Ausstat-
tung und die Zusammenfassung einer Vielzahl von Ein-
zelprogrammen. Das verfügbare Budget steigt auf rund  
4,8 Mrd. Euro (vgl. Tab. 2). Bezogen auf die bisherigen 

Budgets bedeutet dies einen Zuwachs um ca. 40 Prozent.
Darüber hinaus stellt die EU aus anderen Haushaltslinien 
Mittel für die internationale Zusammenarbeit1 im Hoch-

1

Kernelemente der Neuausrichtung

Zusammenführung der bisher getrennten Programme 
Bildung, Ausbildung, Jugend und Sport in einem einzigen 
Aktionsprogramm

Ausrichtung des neuen Programms an den übergreifenden 
strategischen Zielsetzungen der EU und die Rücknahme von 
detaillierten Einzelzielen in den jeweiligen Bildungs- 
bereichen

Aufhebung der bisher an den Bildungsbereichen ausge- 
richteten Unterprogramme im Rahmen des PLL (Erasmus, 
Comenius, Leonardo da Vinci und Grundtvig) zugunsten 
einer an Leitaktionen (s.u.) ausgerichteten Struktur

Verringerung der Anzahl von Aktionen und geförderten 
Projekttypen und die administrative Vereinheitlichung  
des Programms

Forderung, dass das Programm in den Mitgliedstaaten nur 
noch von einer integrierten Nationalen Agentur durchge-
führt werden sollte

•

•

•

•

•
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schulbereich (Projekte im Bereich Capacity Building und 
Mobilität) zur Verfügung.
63 Prozent des Budgets sollen künftig für die Leitaktion 
»Mobilität von Einzelpersonen« verausgabt werden.2 Un-
ter Berücksichtigung von Mobilitätsteilen in anderen Leit- 
aktionen verstärkt sich der Charakter des Programms als 
das wesentliche europäische Förderinstrument für Lern-
mobilität deutlich.

Das Programm Erasmus+ sieht zwar Mindestbudgets für 
die einzelnen Bildungsbereiche vor (vgl. Tab. 3), die zent-
rale Strukturierung erfolgt jedoch nach Leitaktionen.

Leitaktion 1: Mobilität von Einzelpersonen

Die Förderung der grenzüberschreitenden Mobilität von 
Einzelpersonen zu Lernzwecken steht im Mittelpunkt des 
Programms Erasmus+. Insgesamt 63 Prozent der Mittel 
des Programms sollen hierfür aufgewendet werden. 
Zielgruppen sind Lernende im Bereich der beruflichen Bil-
dung, Hochschulbildung und im Programmbereich Jugend 
sowie in allen Bildungsbereichen das Bildungspersonal. 
Berufsbildung und Hochschulbildung weisen die Beson-
derheit auf, dass auch Absolventinnen und Absolventen bis 
zu zwölf Monate nach ihrem Abschluss gefördert werden 
können.
Sofern keine grundlegenden Verschiebungen der Budgets 
erfolgen, wird der Anteil der Jugendlichen in der berufli-
chen Bildung, die aus Mitteln des Programms gefördert 
werden können, bis zum Jahr 2020 auf über fünf Prozent 
eines Jahrgangs steigen. Damit leistet das Programm einen 
zentralen Beitrag, um die politische Zielsetzung des Deut-
schen Bundestags, zehn Prozent aller Auszubildenden in-
ternational mobil zu machen (vgl. Deutscher Bundestag 
2013, S. 5), erreichen zu können.
Die wesentliche Innovation der Leitaktion 1 besteht in der 
konsequent institutionellen Ausrichtung der Förderung. 
Förderanträge können nur noch von Institutionen und Or-
ganisationen gestellt werden. Alle Mobilitätsaktivitäten 
sind dabei in einem Antrag je Einrichtung zusammenzu-
fassen. Die Wirkungen auf institutioneller Ebene sind ein 
zentrales Kriterium bei der Bewertung des Antrags. Damit 
wird die Leitaktion Mobilität einen erheblichen Beitrag zur 
Internationalisierung von Bildungseinrichtungen leisten. 
Ab 2016 wird zusätzlich das Förderinstrument der Berufs-
bildungs-Charta eingeführt. Im Mittelpunkt der Charta 
stehen die Internationalisierungsstrategie der Einrichtung 
sowie ihr Konzept, nachhaltige Wirkungen durch die Mobi-
litätsaktivitäten zu erzielen. Einrichtungen, die die Anfor-

Tabelle 2 

Voraussichtliches Budget Erasmus+ 2014–2020 in Mio. Euro

Tabelle 3 

Erasmus+: Das europäische Programm für Bildung, 

Ausbildung, Jugend und Sport

1 Am Programm Erasmus+ nehmen neben den 28 EU-Mitgliedstaaten 

Norwegen, Island, Liechtenstein, Mazedonien und die Türkei teil (sog. 

Programmländer). Die Zusammenarbeit mit diesen Ländern wird als 

transnationale, die Zusammenarbeit mit Drittstaaten hingegen wird als 

internationale Kooperation bezeichnet.

2 Leitaktionen sind Maßnahmearten, die bestimmte Aktivitäten umfas-

sen und nach weitgehend identischen Prinzipien gefördert werden. In 

der öffentlichen Kommunikation werden sie auch Schlüsselaktionen 

genannt.

3 Vgl. Amtsblatt der Europäischen Union L 347/50 v. 20.12.2013 –  

URL: http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/

TXT/?uri=uriserv:OJ.L_.2013.347.01.0050.01.DEU (Stand 07.10.2014)
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derungen der Charta erfüllen, werden in den Genuss einer 
vereinfachten Antragstellung kommen und können von 
einer fortlaufenden Förderung ihrer Aktivitäten bis zum 
Ende der Programmlaufzeit ausgehen.

Leitaktion 2: Zusammenarbeit zur Förderung von 
Innovation und zum Austausch von bewährten  
Verfahren

Im Mittelpunkt der Leitaktion steht die fachliche Zusam-
menarbeit von Bildungseinrichtungen im Rahmen des Pro- 
gramms. Dies umfasst die gesamte Bandbreite vom Erfah- 
rungsaustausch bis hin zu innovativen Entwicklungspro-
jekten. Bis zum Jahr 2020 sind 28 Prozent des Programm-
budgets für Strategische Partnerschaften veranschlagt.
Die wichtigste Projektform innerhalb dieser Leitaktion sind 
sog. »Strategische Partnerschaften«. Diese Strategischen 
Partnerschaften können sowohl innerhalb eines Bildungs-
bereichs als auch bildungsbereichsübergreifend angelegt 
werden. Hierin liegt das eigentliche Innovationspoten- 
zial dieser Leitaktion: Die Bearbeitung bildungspolitischer 
Themen muss nicht mehr an den Grenzen eines Bildungs-
bereichs halt machen, vielmehr können Partner aus allen 
Bildungsbereichen zusammenarbeiten.

Leitaktion 3: Unterstützung politischer Reformen

In dieser Leitaktion ist die Finanzierung relevanter euro-
päischer Netzwerke und Unterstützungsstrukturen sowie 
die Finanzierung von Projekten zur Fortentwicklung der 
Bildungssysteme zusammengefasst. Unter erstgenannten 
Punkt fällt z.B. die Finanzierung der Nationalen Europass 
Center, von Euroguidance, der Eurydice-Struktur oder der 
Europäischen Agenda für Erwachsenenbildung. Neu ist die 
Möglichkeit, politische Reformen in den Mitgliedstaaten 
durch große und strategisch angelegte Projekte zu unter-
stützen. Für die Leitaktion 3 sind 4,2 Prozent der Gesamt-
mittel vorgesehen.

Die Umsetzung des Programms in Europa und 
Deutschland

Die operative Umsetzung des Programms liegt auf europä- 
ischer Ebene in den Händen der Europäischen Kommissi-
on bzw. der Europäischen Exekutivagentur, in Programm-
ländern liegt sie in den Händen der Nationalen Agenturen. 
Letztere verantworten die Verwaltung und Umsetzung 
von 80 Prozent des Programmbudgets, d.h. die gesamte 
Leitaktion »Mobilität von Einzelpersonen« sowie wesentli-
che Teile der Leitaktion »Zusammenarbeit zur Förderung 
von Innovation und zum Austausch von bewährten Ver-
fahren«. In Deutschland wurden die bisher mit der Durch-
führung der Programme für lebenslanges Lernen und Ju-

gend in Aktion betrauten Nationalen Agenturen auch für 
Erasmus+ benannt. Deutschland hat sich damit gegen die 
Absicht der Europäischen Kommission durchgesetzt, nur 
noch eine Nationale Agentur je Mitgliedstaat zu benennen. 
Dabei war ausschlaggebend, dass die Nationalen Agentu-
ren in Deutschland über ein spezifisches fachliches Know-
how und Netzwerk in ihrem Bildungsbereich verfügen, das 
auch weiterhin von entscheidender Bedeutung für die Um-
setzung des Programms ist.
Mit den Leitaktionen hat Erasmus+ übergreifende Stan-
dards für alle Bildungsbereiche geschaffen, die die Verwal-
tung und Umsetzung des Programms deutlich erleichtern 
sollen. Für die Nationalen Agenturen in Deutschland ergibt 
sich hieraus die Notwendigkeit einer engen Abstimmung, 
um eine konsistente und einheitliche Programmumset-
zung sicherzustellen. Die Verschlankung der Förderstruk-
turen ermöglicht zwar eine vereinfachte Administration 
für die Europäische Kommission, die inhaltliche Ausgestal-
tung des Programms berücksichtigt jedoch kaum noch die 
Besonderheiten der Bildungsbereiche und die unterschied-
lichen Bedürfnisse der Mitgliedstaaten. Die bisherigen 
Gestaltungsmöglichkeiten, innerhalb der europäischen 
Schwerpunkte nationale Prioritäten zu setzen, sind mit 
Erasmus+ zugunsten einer möglichst einheitlichen För-
derstruktur entfallen. Es ist daher eine Herausforderung 
für die Nationalen Agenturen und die Mitgliedstaaten, jen-
seits der gemeinsamen Förderprinzipien die Besonderhei-
ten der Bildungsbereiche und ihrer Zielgruppen zu berück-
sichtigen.
Die Zentralisierung von Entscheidungen und Weichenstel-
lungen bei der Programmentwicklung kann mittelfristig zu 
einem abnehmenden Interesse der wichtigsten bildungs-
politischen Akteure vor Ort führen und damit das Poten-
zial des Programms zur Unterstützung von Innovation und 
Veränderung gefährden.

Bildungspolitische Potenziale für Deutschland: 
ein Angebot für die Bildungspraxis

Aus Sicht der Bildungspraxis stellt sich Erasmus+ als ein 
Programm mit neuem Gestaltungsraum dar. Die föderalen 
Zuständigkeiten von Bund und Ländern spielten in den eu-
ropäischen Bildungsprogrammen noch nie eine Rolle bei 
der Finanzierung von Projekten. Nunmehr geht die Pro-
jektförderung in Teilen des Programms über die bisher ab-
geschotteten Bildungsbereiche hinaus. Hierdurch können 
unterschiedliche Akteure an einer Problemstellung arbei-
ten, die sich durch mehrere Bildungsbereiche zieht und die 
durch die Kooperation über die Bildungsbereiche hinaus 
wirksamer bearbeitet werden können.
Grundlage hierfür sind europaweit einheitliche Ausschrei-
bungsprioritäten. Die Programmausschreibung 2014 defi- 
niert vier bildungsbereichsübergreifende Prioritäten (Ent-



wicklung von Basis- und Querschnittskompetenzen, Ver-
besserung der Einbeziehung von Informations- und Kom-
munikationstechnologien (IKT) beim Lehren und Lernen, 
Förderung einer stärkeren Kohärenz zwischen verschiede-
nen Transparenz- und Anerkennungsinstrumenten sowie 
die Unterstützung der Anpassung von Finanzierungs- und 
Investitionsinstrumenten im Bereich der allgemeinen und 
beruflichen Bildung an neue Anforderungen (vgl. EU-Kom-
mission-2013a, S. 29).
Ein gemeinsames Regelwerk für die Finanzierung und Um-
setzung der Projekte ist die Grundlage, um solche Projekte 
und Themen außerhalb der Bildungssäulen bearbeiten zu 
können. Der Verzicht auf den Nachweis von Eigenmitteln 
erleichtert zudem auch kleineren Bildungseinrichtungen 
die Beteiligung am Programm.

Fazit

Das Programm Erasmus+ bietet einen flexiblen Rahmen, 
um bildungspolitische Innovationen und Reformen in den 
Mitgliedstaaten zu unterstützen. Im Rahmen der Neu-
ausrichtung der europäischen Gesamtstrategie gibt das 
Programm Erasmus+ wichtige Impulse. Diese Impulse 
gruppieren sich um die Bereiche Mobilität, europäischer 
Arbeitsmarkt, Internationalisierung und internationale 
Kompetenzen. Erasmus+ ist hierfür das zentrale Trans-
portmedium in die Bildungssysteme.
Der integrierte bildungsbereichsübergreifende Programm-
ansatz eilt der Wirklichkeit in den Mitgliedstaaten jedoch 
voraus. Um erfolgreich zu sein, wird das Programm des-
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halb auch künftig die spezifischen Bedürfnisse der jewei-
ligen Bildungsbereiche berücksichtigen und zugleich bil-
dungsbereichsübergreifende Impulse geben müssen.
Erforderlich ist zudem ein Dialog auf Augenhöhe mit allen 
Akteuren im Bildungsbereich und deren systematische Ein-
beziehung in die künftige Ausgestaltung des Programms. 
Weiterhin sind die verloren gegangenen nationalen Ge-
staltungsräume für die Umsetzung des Programms wieder- 
herzustellen. Nur so kann Erasmus+ tatsächlich einen re-
levanten Beitrag zur nationalen Bildungsreform leisten.
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staltungsräume für die Umsetzung des Programms wieder- 
herzustellen. Nur so kann Erasmus+ tatsächlich einen re-
levanten Beitrag zur nationalen Bildungsreform leisten.
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